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Wir sind auf Öl aus Iran nicht angewiesen

:: Der Iran verweigert die transpa-
rente Offenlegung seines Atompro-
gramms. Deshalb riskiert das Land der-
zeit Sanktionen von anderen Nationen.
Wie bedrohlich ist die Situation am Golf
auch für die Entwicklung des Ölpreises?

Dies vorweg: Der Iran ist auf Fi-
nanzzahlungen aus dem Ausland insbe-
sondere für die Aufrechterhaltung sei-
ner Energiewirtschaft angewiesen. 80
Prozent aller Exporterlöse sowie knapp
die Hälfte der Staatseinnahmen Irans
kommen aus der Öl- und Gasindustrie.
Die Sanktionen gegen den Iran werden
somit vor allem der iranischen Wirt-
schaft und insbesondere der Energie-
wirtschaft massiv schaden. Wenn der
Iran nicht wie bisher nach Europa und
teilweise auch nach Asien sein Öl lie-
fern kann, hat dies erhebliche negative
Auswirkungen in erster Linie für das
Land selbst. Zudem werden Finanz-
sanktionen Irans Wirtschaft wie insbe-
sondere auch die Energiewirtschaft des
eigenen Landes empfindlich treffen. 

Die Wirkungen auf den Weltmärk-
ten wären zunächst wohl gut zu verkraf-
ten. Irans Ölexporte in der Höhe von et-
wa 2,8 Millionen Barrel pro Tag können
durch andere Länder wie Saudi-Arabi-

Iran und könnte sogar für verloren ge-
gangene Abnehmer einspringen und
würde so die negativen Wirkungen ge-
gen den Iran abmildern. 

Wirklich erfolgreiche Sanktionen,
die den Iran rasch zum Einlenken be-
wegen würden, müssten deshalb von al-
len Nationen gleich unterstützt wer-
den. Es ist zu vermuten, dass sich Japan
Sanktionen sicherlich anschließen
wird, obwohl auch Japan ein wichtiger
Abnehmer von Öl aus dem Iran ist.

Die Straße von Hormus ist in der
Tat eine wichtige Handelsstraße für den
Öltransport, knapp 20 Prozent der heu-
tigen weltweiten Ölförderung werden
durch diese Handelsstraße transpor-
tiert. Sollte es tatsächlich zu einer kom-
pletten Schließung dieser Handelsroute
kommen, fiele ein wichtiger Transport-
weg weg. 

Dies würde aber nicht sofort zu
Engpässen führen, da teilweise auf al-
ternative Transportrouten ausgewi-
chen werden kann und es ein Überange-
bot an Öl auf dem internationalen
Markt gibt. Eine mögliche Blockade hat
somit zunächst keine unmittelbaren
Konsequenzen für den internationalen
Ölmarkt. 

Auch für Deutschland sind keine
Engpässe zu erwarten, da die Ölliefe-
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Die Straße von Hormus ist eine wichtige Route. Aber eine Sperrung würde nicht zu Lieferengpässen in Deutschland führen

en oder Lieferungen nach Europa durch
Russland oder Norwegen kompensiert
werden. Europa wäre somit zunächst
einmal kaum betroffen. 

Europa bezieht das Öl in erster Li-
nie aus Russland, Norwegen und auf in-
ternationalen Märkten, nur ein kleiner
Teil des Öls in Europa kommt aus dem
Iran, nur etwa zwei Prozent. Italien be-

zieht dabei die größte Menge mit etwas
über 200 000 Barrel pro Tag, gefolgt
von Frankreich. Insbesondere für
Frankreich wären die Folgen nicht sehr
dramatisch, da es etwa 1,7 Millionen
Barrel pro Tag konsumiert, davon wer-
den lediglich etwas über 100 000 Barrel
aus dem Iran importiert. 

Diese Mengen können leicht durch
erhöhte Lieferungen beispielsweise aus
Russland kompensiert werden. China
bezieht erhebliche Mengen Öl aus dem

rungen Deutschlands zum größten Teil
aus Russland und Norwegen kommen.
Somit würde eine Schließung der Stra-
ße von Hormus in erster Linie dem Iran
selbst schaden.

Eine Explosion des Ölpreises ist
nicht zu erwarten. Die Preiserhöhun-
gen, die der Iran selbst ankündigt, sind
erst mal als leere Drohung zu werten.
Deutliche Preisausschläge sind in erster
Linie aufgrund der gesamtwirtschaftli-
chen Lage nicht zu erwarten. Sollte die
Weltwirtschaft sich im Laufe des Jahres
jedoch deutlich abkühlen, wird auch die
Nachfrage nach Öl nicht steigen. Dies
wirkt preissenkend. 

Dennoch ist zu erwarten, dass die
Ölpreise vor dem Hintergrund der in-
ternationalen Situation – zum Beispiel
wegen der angespannten Lage der Lie-
ferländer in Nordafrika – höchst sensi-
bel reagieren. Allein die Androhung des
Iran ließ wie schon in der Vergangen-
heit den Ölpreis leicht steigen. Ein wei-
terer Anstieg träfe alle Nationen glei-
chermaßen und würde die ohnehin
schwächelnde Konjunktur belasten. 

Insgesamt gesehen gibt es jedoch
einen wesentlichen Verlierer: den Iran
selbst, da er durch Sanktionen, durch
zurückgehende Finanzströme und Öl-
exporte am meisten leiden wird. 
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Prof. Dr. Claudia
Kemfert, 43, leitet
die Abteilung 
Energie am Institut
für Wirtschafts-
forschung (DIW) in
Berlin Foto: 
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Zur Diskussion, der NPD keine 
Wahlkampfkosten mehr zu erstatten

Würde mit einer Änderung des Grund-
gesetzes erlaubt, unliebsame Parteien
durch finanzielle Austrocknung stillzu-
legen, würde damit erstens das Partei-
enprivileg de facto beseitigt ebenso wie
– zweitens – das Prinzip der Chancen-
gleichheit der Parteien, und drittens
würde genau das ermöglicht, was das
Grundgesetz vermeiden will: die Liqui-
dierung der politischen Konkurrenz al-
lein durch den Vorwurf der Verfas-
sungsfeindlichkeit. Und das wäre ver-
fassungswidriges Verfassungsrecht.
FRANKFURTER RUNDSCHAU

Zum Atomkonflikt mit dem Iran

Der Iran ist nicht bereit, eine interna-
tionale Inspektion zu akzeptieren, die
alle Zweifel über seine Absichten aus-

räumt: die Entwicklung von Atomener-
gie, um Elektrizität zu erzeugen, wie Te-
heran versichert, oder um eine Atom-
waffe zu bauen. Die Beweise für eine
Verurteilung sind aber ebenso wenig
überzeugend.
EL PAÍS (MADRID)

Zur Verfassungsänderung in Ungarn

Viktor Orban gestaltet Ungarn nach sei-
nem Abbild um. Gemessen an europäi-
schen und amerikanischen Werten hat
der Leser den Eindruck, dass in Buda-
pest gerade in einem stillen Putsch die
Demokratie abgelöst wurde und sich
das Land in Richtung von Putins Russ-
land bewegt. Orban nutzt seine Verfas-
sungsmehrheit in der Tat für ganz un-
verfrorene Schritte, die Grundprinzi-
pien wie den Schutz des Eigentums in
Gefahr bringen.
LIDOVE NOVINY (PRAG)
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Risikoschutz unverzichtbar

3. Januar: „Lebensversicherung 
bringt weniger Rendite“

Dass die Rendite der Lebensversicherer
sinkt, liegt in den Anlagevorschriften
der staatlichen Aufsicht begründet. Ne-
ben der staatlichen Rente ist und bleibt
die Lebensversicherung allerdings ohne
Alternative. Die Einschränkung der
Verfügbarkeit wird locker kompensiert
durch Rendite und Sicherheit. Wenn die
frühere Steuerbefreiung der Gewinnan-
teile auch seit 2005 entfallen ist, so
bleibt doch bei Verträgen ab dem 62. Le-
bensjahr der Vorteil des halben Steuer-
satzes. Und auch die private Rente ist
attraktiv durch die Ertragsanteilbe-
steuerung von nur 18 Prozent des Ren-
tenwertes ab dem 65. Lebensjahr. Ne-
benbei ist mit der Lebensversicherung
ja auch ein Risikoschutz verbunden, der
für junge Familien unverzichtbar ist.
Jürgen Jaap

Gute Chancen für neue Partei

3. Dezember: „Drei Millionen 
Wähler suchen eine Heimat“

Die neue Bürgerpartei Freie Wähler hat
alle Chancen, zu einer neuen Kraft in
Deutschland zu werden. Sie kommt –
anders als die Piraten – aus jahrzehnte-
langer kommunaler Tradition. Nicht
unerfahrene politische Freibeuter, son-
dern in der gesellschaftlichen Mitte
verwurzelte Menschen bilden die Basis
der Freien Wähler. Die Einordnung in
ein Links-rechts-Schema läuft dabei
fehl. So muss Skepsis gegenüber der
schwarz-gelben Euro-Währungspolitik
nicht gleich Ablehnung der europäi-
schen Einigung an sich bedeuten. Und
der Gedanke, die Selbstverwaltung vor
Ort zu stärken, muss kein Widerspruch
zur Einführung eines bundeseinheitli-
chen Schulsystems bedeuten. Es wird
sich lohnen, das zurzeit entstehende
Bundesprogramm der Freien Wähler zu
studieren, denn es dürfte zahlreiche
nachdenkenswerte Vorschläge für die
bürgerliche Mitte aufzeigen.
Wolf Achim Wiegand

Gefahr einer Scheindebatte

2. Januar: „Die Akte HSV/Hoffmann“

Der Aufsichtsrat und die Rechnungs-
prüfer hatten jahrelang die Möglichkei-
ten und die Pflicht, den Vorstand um
Bernd Hoffmann zu kontrollieren. Jetzt
wird es nicht mehr möglich sein, Unre-
gelmäßigkeiten zu klären. Man be-
kommt aber den Eindruck, als würde
hier eine Scheindebatte geführt, um von
wichtigeren Themen (Vorstandswahl,
Satzungsänderung) abzulenken und die
Mitgliederversammlung unnötig in die
Länge zu ziehen. Und um bei den dann
spätnachmittags anstehenden Ent-
scheidungen die von der Supporters-
Spitze und deren Umfeld gewünschten
Ergebnisse zu bekommen und deren
Macht zu festigen.
Christof Marheinecke

Strukturwandel zwingend

2. Dezember: „Studie prangert 
Bürokratie der Krankenkassen an“

Der Strukturwandel, der jetzt wieder
von Experten und Politikern eingefor-
dert wird, ist im gesamten Gesundheits-
wesen notwendig. Solange die einzel-
nen Bundesländer für den Bestand der
Krankenhausbetten verantwortlich
sind, werden keine planerischen Redu-
zierungen vorgenommen. Verantwort-
lich dafür ist letztlich das parteipoliti-
sche Gerangel in den Kommunen. Es
gibt nur die Lösung einer Gesetzesini-
tiative des Bundes, und die müsste lau-

ten: einschneidende Strukturänderun-
gen mit dem Grundsatz, ambulant geht
vor stationärer Versorgung der gesetz-
lich Versicherten. 
Günter Steffen

Billiger Ausweg

31. Dezember: „Absurde Familien-
politik. Das geplante Betreuungsgeld
ist ein politischer Fehlgriff “

Als Vorsitzende des Verbandes alleiner-
ziehender Mütter und Väter in Ham-
burg möchte ich darauf hinweisen, dass
es für viele Mütter, ob mit oder ohne Be-
treuungsgeld, kein Wahlrecht gibt: Ab
dem dritten Lebensjahr des Kindes be-
steht die gesetzliche Pflicht zur Er-
werbstätigkeit. Unabhängig davon soll-
ten wir Abschied von der Vorstellung
nehmen, dass Mütter, die auf eine Er-
werbstätigkeit verzichten, grundsätz-
lich den Kindern etwas Gutes tun. Denn
vielen Einzelkindern wird die Chance
genommen, sich altersgerecht zu entwi-
ckeln, die Einordnung in Gruppen wird
nicht geübt, soziale Kompetenz ver-
nachlässigt. Heutzutage ist es ausge-
schlossen, dass Mütter es sich leisten
könnten, länger als ein Jahr auf eine Er-
werbstätigkeit zu verzichten. Die Al-
tersarmut ist für sie programmiert. Das
Betreuungsgeld ist ein billiger Ausweg
für die Länder, die nicht genügend Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten geschaf-
fen haben, allen voran Bayern. 
Helga Schulz

Rabenmütter-Klischee

Ich bin das Kind einer voll berufstätigen
Mutter dreier Kinder und kann bestäti-
gen, dass die Berufstätigkeit meiner
Mutter sehr viel Anregungen aus der
Berufswelt in die Erziehung einge-
bracht hat und zur Erweiterung des Ho-
rizonts beigetragen hat. Mit Erschre-
cken kann man feststellen, dass immer
noch das Rabenmütter-Klischee be-
dient und die Erziehung grundsätzlich
als Aufgabe der Mütter betrachtet wird.
Die Väter kommen gar nicht vor.
Christiane Dornecker

Mehr Geld, mehr Babys

Ich bin überzeugt davon, dass es einen
nie da gewesenen Babyboom geben
würde, wenn man Müttern bzw. Famili-
en ein nennenswertes (und da spreche
ich nicht von 150 Euro) Erziehungsgeld
zahlen würde. Erziehungsarbeit (die
meist von Frauen geleistet wird) ist nie
honoriert worden. In der Vergangen-
heit vielleicht mit Worten, aber nie mit
einem finanziellen Anreiz, geschweige
denn Ausgleich. Kinder waren und sind
immer noch Privatvergnügen. 
Dörte Lauerbach

Vorabdruck empörend

31. Dezember: „Kanzlerin Merkel 
bereitet Deutsche auf 
,schwieriges Jahr‘ vor“

Es ist empörend und bedeutet eine Art
Entmündigung der Menschen, wenn
schon Tage vor der Ansprache im Fern-
sehen und Rundfunk von der Presse
Auszüge und Vorabkommentare zu der
Rede veröffentlicht werden. Man möch-
te die Ansprache der Bundeskanzlerin
bzw. des Bundespräsidenten aus erster
Hand hören und nicht, dass der Text der
Rede schon vorher zerrupft wird. 
Manfred Wobbermin

Die Zuschriften geben die Meinung der Einsender
wieder. Kürzungen vorbehalten. Weitere Briefe auf
www.abendblatt.de
Schreiben Sie an briefe@abendblatt.de oder per
Post an das Brieffach 2110, 20350 Hamburg

:: Für den Bundespräsidenten ist
entscheidend, was er nicht tut. Er
mischt sich nicht permanent ins poli-
tische Geschehen ein, sondern nur,
wenn er meint, dass es Zeit für sein
(Macht-)Wort ist. Er macht sich nicht
gemein mit anderen Politikern oder
Unternehmern. Er ruft keine Jour-
nalisten an, nicht einmal Chefredak-
teure. Und vor allem bittet, bettelt und
droht er nicht. 

Niemals. 
Sonst ist er kein Bundespräsident.
Das höchste Amt im Staate, um

das sich derzeit zu Recht viele Sorgen
machen, ist ein Amt des Sich-Zurück-
nehmens und der Distanz. Ins Schloss
Bellevue passen weder Eitelkeit noch
Ego und schon gar keine politischen
Taktierereien. Das unterscheidet den
Bundespräsidenten von allen anderen
politischen Spitzenämtern, und genau
das macht Christian Wulff das Leben
als Landesvater so schwer. 

Der Politiker Wulff ist in einem
System aufgewachsen, in dem es ohne
Absprachen und Kungeleien, ohne
Nehmen und Geben innerhalb der
eigenen Partei und in Koalitionen mit
anderen Parteien nicht geht. Wie das
Spiel um die Macht funktioniert und
nach welchen Regeln, hat er in seiner
Karriere so gut gelernt wie kaum ein
anderer. Entsprechende Kenntnisse,
Tricks und Kniffe ließen ihn zu einem
Spitzenmann in der CDU, zum Mi-
nisterpräsidenten Niedersachsens und
schließlich zum Kandidaten für das
Amt des Bundespräsidenten werden.
Genau dort begann das Problem: Der
Wechsel von der realen in die sym-

bolische Politik, vom mächtigen Regie-
rungschef zur Moralinstanz, ist ihm
nicht gelungen, und er kann so richtig
nicht einmal was dafür. 

Wulffs politische Sozialisation war
und ist für ein Leben als Bundesprä-
sident nicht gemacht. Wahrscheinlich
war er sich bei seinen jetzt kritisierten
Verhaltensweisen keiner Fehler be-
wusst, weil er sich als Staatsoberhaupt
einfach weiter jener Mechanismen

bediente, die er als Oppositionspoli-
tiker und Ministerpräsident gelernt
hatte. 

Mal schnell einen Chefredakteur
anzurufen eingeschlossen.

Vielleicht war er deshalb der fal-
sche Kandidat, wie früher manche und
heute immer mehr politische Beob-
achter schreiben. Vielleicht sollte man
bei der Wahl künftiger Bundesprä-
sidenten (und gern auch Bundesprä-
sidentinnen) deshalb ganz darauf
verzichten, Berufspolitiker in die en-
gere Auswahl zu nehmen. Dass Wulffs
Vorgänger Horst Köhler und Roman

Herzog bei ihrem Volk so beliebt wa-
ren, lag auch daran, dass sie den politi-
schen Betrieb schon vor ihren Amts-
zeiten von außen betrachtet hatten –
und dass sie diese Distanz beibehiel-
ten, auch auf die Gefahr hin, dadurch
manchmal unnahbar zu wirken. 

Undenkbar, dass Köhler oder Her-
zog bei einem Journalisten, und sei er
noch so einflussreich, angerufen hät-
ten, um eine Berichterstattung zu
verhindern oder zu beeinflussen.
Wenn die beiden zum Telefonhörer
griffen, konnte man sicher sein, dass
es im Kanzleramt klingeln und dass es
um etwas wirklich Wichtiges gehen
würde. Wichtig für das Land und seine
Entwicklung wohlgemerkt, nicht wich-
tig für den Bundespräsidenten. 

Der hat qua Amt keine persönli-
chen Interessen zu haben. Und wenn
doch? Dann ist es nicht an der Zeit,
die Rolle oder Funktion des obersten
Verfassungsorgans zu überdenken,
sondern die eigene. 

Christian Wulff, der zu den neuen
Vorwürfen schweigt, scheint in diese
schwierige Phase eingetreten zu sein.
Die Würde des Amtes verbietet es
selbstverständlich, ihm zu diesem oder
jedem anderen Zeitpunkt Ratschläge
für sein weiteres Verhalten zu geben.
Nur der Bundespräsident entscheidet
schließlich, was für den Bundesprä-
sidenten richtig ist – in vollem Be-
wusstsein einer Verantwortung, die
nicht mehr und nicht weniger als die
eigentliche Legitimation für das An-
sehen dieses Amtes ist.
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:: Sechs bis neun Prozent Zinsen im
Jahr klingen verlockend. Deshalb ist es
nicht verwunderlich, dass mehrere
Hundert Hamburger ihr Geld bei der
inzwischen in die Insolvenz gegange-
nen FSE Platinum AG angelegt haben.
Die Einlagen sind nun wertlos, die
Geldgeber aus Norddeutschland haben
insgesamt knapp zehn Millionen Euro
verloren.

Ob bei Platinum tatsächlich Be-
trug im Spiel war, muss sich zwar
durch Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft erst noch zeigen. Aber die Af-
färe ist ein Lehrstück darüber, dass
das Versprechen einer hohen Rendite
allein niemanden dazu bewegen sollte,
sein Geld Unbekannten anzuvertrau-
en. Denn Gier vernebelt den Blick aufs
Wesentliche.

Wer größere Summen, im Fall von
Platinum bis zu 175 000 Euro, anlegen
will, sollte als Erstes unterschiedliche
Angebote und deren Seriosität ver-
gleichen. Da kann zum Beispiel die
Verbraucherzentrale helfen. Oder auch
Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer,
die sich ihren Zeitaufwand bezahlen
lassen. Wenn es danach immer noch
Zweifel an der Anlageform gibt, sollte
man lieber verzichten und sein Geld
auf dem Sparbuch parken. Das bringt
zwar wenig Zinsen, aber das Geld ist
wenigstens sicher. Alles andere wäre
fahrlässig. 

Doch nicht nur die Skepsis der
Anleger ist gefragt, auch die Politik
muss eingreifen. Zwar wurden im
vergangenen Jahr die Regeln am so-
genannten Grauen Kapitalmarkt, um
den es hier geht, verschärft. Aber of-
fenbar reichen die neuen Gesetze
immer noch nicht, um die weit ver-
zweigte Branche gut zu kontrollieren. 

Mehr Transparenz muss her. Hilf-
reich wäre ein Portal im Internet, wie
es Verbraucherministerin Ilse Aigner
(mit lebensmittelsicherheit.de) für die
Nahrungsmittel bereitgestellt hat.
Dort werden unter anderem Trick-
sereien der Ernährungsbranche be-
schrieben. Auf einem ähnlich gearte-
ten Finanzportal könnten schwarze
Schafe der Anlagebranche aufgelistet
werden. Damit hätten die Verbraucher
wenigstens einen Anhaltspunkt, um
sich in einem ansonsten undurch-
sichtigen Markt zurechtfinden zu
können.
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K O M M E N T A R

Gier vernebelt 
den Blick 

DA N I E L A  S T Ü R M L I N G E R

Strengere Kontrollen könnten
vor Verlusten schützen

Am virtuellen Tatort 
hilft kein
Fingerabdruckpulver.

Z I T A T  D E S  T A G E S

Joachim Herrmann (CDU), Bayerns
Innenminister, gestern in München. 
Er forderte erneut eine rasche Neuregelung 
der Vorratsdatenspeicherung.

L E I T A R T I K E L

L A R S  H A I D E R

Die Würde des Amtes
Der Bundespräsident muss sich im Bewusstsein seiner Verantwortung jetzt entscheiden
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